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ANLAGE 2: INHALTSVERZEICHNIS VON "DIE VERANTWORTUNG VON STAAT UND GESELLSCHAFT GEGENÜBER 'ILLEGALEN' MIGRANTEN" [Alt 2001d]
Teil I: Empirische Ausgangslage
Einleitung

1. Elemente der Staatlichkeit: Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt

2. Verhältnis des Staates zu den 'Illegalen'
2.1. Menschen- und grundrechtliche Ausgangslage

2.2. Faktische Behandlung der 'Illegalen' in Deutschland

2.2.1. Deutsche Ausländerpolitik

2.2.2. Menschenbild der deutschen Ausländerpolitik

2.3. Menschenrecht, Rechtsgüterkollisionen, übergeordnete Interessen

2.4. Folgen der derzeitigen Politik

2.4.1. Mangelnde Glaubwürdigkeit nach außen

2.4.2. Das Anwachsen von Räumen jenseits staatlicher Exekution

2.4.3. Das Anwachsen von illegalen Aufenthaltsverhältnissen, Verelendung
    und Kriminalität

2.5. Änderungsbedarf in der Politik gegenüber 'Illegalen'
2.6. Hindernisse bei einer Änderung

2.6.1. Problem des Ansatzes für eine Politikänderung

2.6.2. Schwindender Grundkonsens über gesamtgesellschaftliche Werte

2.6.3. Grenzen der Solidarität

2.6.4. Emotionale Besetztheit ausländerpolitischer Probleme

2.6.5. Verkümmerung anthropologischer Dimensionen

3. Rolle der Ethik in einer pluralistischen Gesellschaft

3.1. Vielfalt von 'Ethiken', Mangel an Ethik

3.2. Ethik und Vernunft

3.3. Ethik und Recht

4. Problemschärfung

Teil II: Sozialethische Begründung

Vorbemerkung

1. Grundlegung individualethischer Verantwortung für 'Illegale'

1.1. Die Möglichkeit zu Glück- und Sinnerfahrung

1.2. Intuitionsbegründeter Sollensanspruch

1.3. Lernen aus der Geschichte

1.4. Vernetzung und Abhängigkeit

1.5. Ergebnis

2. Rahmenwerk zur Überwindung weltanschaulich bedingter Blockaden

2.1. Zur Geeignetheit des Interessebegriffs

2.2. Interesse, Recht und Philosophie

2.3. Definition von "Interesse"

2.4. Dimensionen der Interessenformulierung

2.5. Ergebnis

3. Aushandlung der Verantwortung für 'Illegale'

3.1. Einleitung

3.2. Aushandlungsvorbereitung

3.2.1. Rolle von Legislative und Exekutive in der Aushandlung

3.2.2. Teilnehmer der Aushandlung

3.2.3. Elemente des Verfahrens: Transparenz, Demokratie, Konsens, Konflikt, Kompromiss

3.3. Aushandlungsprozess

3.3.1. Wahrhaftigkeit im Umgang mit Fakten

Exkurs 1: Die Stellung 'Illegaler' in der Aushandlung

3.4. Umgang mit Beurteilungsunterschieden

3.4.1. Verstehen von Visionen und Leitbildern

3.4.2. Erkennen der Werteimplikationen verwendeter Begriffe

3.4.3. Bereinigen der Beurteilungsunterschiede in Bezug auf die Problemsituation
3.5. Güterabwägung und Bewertung von Politikansätzen und deren Handlungsfolgen
3.5.1. Übergreifende Dimensionen

3.5.1.1. Globalisierung und globale Märkte

3.5.1.2. Menschenrechte

3.5.1.3. Wohlstandsmodelle und Lebensqualität

3.5.2. Konkrete Abwägungskriterien

3.5.2.1. Dringlichkeit

3.5.2.2. Leidverminderung

3.5.2.3. Komplexe Gleichheit und Gerechtigkeit

3.5.2.4. Interessenkohärenzen

Exkurs 2: Langfristiger oder kurzfristiger Nutzen

3.5.2.5. Konkretheit, Bezahlbarkeit und Akzeptanz

3.5.2.6. Glaubwürdigkeit nach innen und außen

Exkurs 3: Zuständigkeit für die Umsetzung der Maßnahmen

3.6. Ergebnisfindung

3.6.1. Übergreifende Bündnisse

3.6.2. Aushandlungsabschluss

4. Zum Verhältnis zwischen Politk und Ethik in Interessenaushandlungen

5. Nebenergebnis: Annäherung interkultureller Moralen

Teil III: Politische Konsequenzen

Einleitung

1. Internationale Maßnahmen

1.1. Globalisierung und globale Märkte

1.2. Prävention illegaler Migration

1.2.1. Maßnahmenbereich "Pushfaktoren"

1.2.2. Maßnahmenbereich "Pullfaktoren"

1.3. Intervention in anderen Staaten

1.4. Die 'Überlebung' des Nationalstaates

2. Nationale Maßnahmen

2.1. Zuwanderungsgestaltung durch illegalitätsvermeidende und
       integrationsfördernde Aspekte

2.2. Bessere Berücksichtigung bestehender rechtlicher Garantien

2.2.1. Schutz von Flüchtlingen

2.2.2. Schutz der Familie

2.3. Menschenwürdige Lebensbedingungen für faktisch in Deutschland lebende
       'Illegale'

2.3.1. Gesundheitsfürsorge

2.3.2. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort zu gleichen
    Arbeitsbedingungen

2.3.3. Schulbesuch von Kindern

2.3.4. Befriedigung von Grundbedürfnissen

2.3.5. Schutz für Zeugen, Opfer und gezwungene Mittäter von Verbrechen

2.3.6. Rückkehr- und Weiterwanderungshilfen

2.3.7. Versicherungsmöglichkeiten

2.3.8. Beratungsangebote

2.4. Legalisierung

2.4.1. Generelle Legalisierungen

2.4.2. Kriteriengebundene Legalisierung von Härtefällen

3. Vorgeschlagene Änderungen im rechtlichen Bereich

4. Finanzierungsmöglichkeiten

5. Ad-hoc Legitimität fortgesetzter 'gesetzwidriger Hilfe'

Abkürzungsverzeichnis

Literaturverzeichnis

Nachschlagwerke

Anhang 1: Entwicklungen bei illegaler Einreise und illegalem Aufenthalt

Anhang 2: Europäische Legalisierungskampagnen



